
Nadi einleitenden Bemerkungen über die politische 
Notwendigkeit, ein sozialistisches Zivilgesetzbuch (ZGB) 
zu schaffen, trug Prof. Dr. S u c h  seine Konzeption vor. 
Danach umfaßt das ZGB „diejenigen gesellschaftlichen 
Verhältnisse, an denen die Bürger als Träger des per­
sönlichen Eigentums .beteiligt sind, und die damit ver­
bundenen persönlichen Beziehungen der Bürger“. Das 
ZGB enthält also nicht schlechthin das Recht der 
Bürger eines sozialistischen Staates, denn die Teilnahme 
der Bürger an der Leitung des Staates und der Wirt­
schaft sowie ihre Arbeits- und Familienverhältnisse 
sind nicht Gegenstand des ZGB. Folgende Komplexe 
müßten im ZGB geregelt werden: das persönliche 
Eigentumsrecht, die Teilnahme der Bürger an Aus­
tauschverhältnissen, dabei vor allem die Verhältnisse 
zwischen den Bürgern und den sozialistischen Wirt­
schaftsorganen, der Schutz der Persönlichkedtsrechte 
und des Vermögens der Bürger sowie die Vererbung 
des persönlichen Eigentums. Aufgabe des ZGB ist so­
mit — wie Such formulierte — „die sozialistische Ge­
staltung der Vermögensverhältnisse des Bürgers und 
der damit verbundenen .persönlichen Beziehungen“. Zu­
gleich beschränkt sich das Zivilrecht aber nicht auf die 
Regelung der Vermögensverhältnisse der Bürger, 
sondern umfaßt auch die staatlichen Maßnahmen zur 
sozialistischen Gestaltung dieser Verhältnisse. (Dies 
wird z. B. beim Mietrecht deutlich, zu dem auch die 
Maßnahmen der Wohnraumlenkung gehören).

Nicht Gegenstand der Regelung des ZGB sind da­
gegen die Beziehungen der sozialistischen Wirtschafts­
organe untereinander, denn nach der neuen Konzep­
tion der Wissenschaft sind das Recht der sozialistischen 
Wirtschaft (Wirtschaftsrecht) und das Zivilrecht zwei 
selbständige Zweige unseres Rechtssystems. Such er­
läuterte den Gegenstand des Wirtschaftsrechts — die 
gesellschaftlichen Verhältnisse und Rechtsverhältnisse 
der sozialistischen Umgestaltung der Wirtschaft — und 
begründete, weshalb die Abgrenzung dieser beiden 
Rechtszweige nicht nur für Lehre und Forschung, 
sondern auch für die Gesetzgebung erforderlich ist.

Diese Abgrenzung hat zur Folge, daß zugleich mit 
dem ZGB eine Reihe von Wirtschaftsgesetzen vorzu- 
beredten ist, weil sonst das Ziel der Außerkraftsetzung 
des BGB und seiner Nebengesetze nicht erreicht wer­
den kann. Such ging davon aus, daß entsprechend dem 
Entwiddungsstand unserer gesellschaftlichen und staat­
lichen Ordnung und unseres Rechts die Zusammen­
fassung des gesamten Wirtschaftsrechts in einem einzi­
gen Gesetz jetzt noch nicht möglich, dagegen die 
Schaffung von mehreren Einzelgesetzen unaufschiebbar 
sei. Als solche dringenden gesetzgeberischen Akte 
nannte Such: ein Gesetz über das Volkseigentum und 
ein Gesetz über das sozialistisch-genossenschaftliche 
Eigentum — die ggf. beide in einem Normativakt zu­
sammengefaßt werden könnten, nicht aber das LPG- 
Recht enthalten sollten —, ein Bodengesetz (das in sich 
u. a. das bisherige Grundeigentumsrecht sowie das 
Hypotheken- und Pachtrecht aufnehmen müßte), ein 
Gesetz über das Transportwesen, ein Gesetz über das 
Bank-, Kredit- und Verrechnungswesen, ein Gesetz 
über das Versicherungswesen und — obwohl das Ur­
heberrecht Teil des Zivilrechts ist — ein Gesetz über 
das Urheberrecht wegen der internationalen Bedeu­
tung dieses Rechtsgebietes und des .besonderen Inter­
essentenkreises, an den es sich wendet.

Durch diese umfassende Neuregelung könnten insbe­
sondere das HBG von 1897, das Reichsmietengesetz von 
1922, das Mieterschutzgesetz von 1942, die Pachtschutz­
ordnung von 1940, das Versicherungsvertragsgesetz von 
1908, das Haftpflichtgesetz von 1871, das Sachschäden­
haftpflichtgesetz von 1940, das Gesetz über den unlaute­
ren Wettbewerb von 1909 und das Testamentsgesetz 
von 1938 aufgehoben werden, während das Wechsel­
gesetz und das Scheckgesetz, die in Übereinstimmung 
mit internationalen Abkommen erlassen wurden, sowie 
das Aktiengesetz, das GmbH-Gesetz und das Genossen­
schaftsgesetz (für private Genossenschaften) noch 
weiterhin in Kraft bleiben müßten.

Ausführlich behandelte Such die besondere Problema­
tik, die sich daraus ergibt, daß es bei uns nicht nur sozia­
listisches und davon abgeleitetes persönliches Eigentum, 
sondern auch .privates Eigentum gibt. Da die Regelung 
des .privaten Eigentums weder Gegenstand des ZGB 
noch eines Gesetzes über das sozialistische Eigentum

sein könnte, unterbreitete Such folgenden Vorschlag: 
Erstens könnte im ZGB generell festgelegt werden, daß 
seine Bestimmungen auf privates Eigentum ent­
sprechend anzuwenden sind; zweitens sollte aber die 
Perspektive, die unser Staat auch den privaten Eigen­
tümern gibt, ihren Ausdruck in einem besonderen Ge­
setz über die private Wirtschaft finden. Ein solcher 
gesetzgeberischer Akt müßte die Grundsätze der staat­
lichen Beteiligung, der Kommissionsverträge mit dem 
privaten Einzelhandel sowie der Vertragsbeziehungen 
zwischen der sozialistischen und der privaten Wirt­
schaft enthalten.

Diese Konzeption des ZGB und der damit im Zu­
sammenhang stehenden wirtschaftsrechtlichen Einzel­
gesetze bedingt — worauf Such im Schlußteil seines 
Referate hinwies —, daß gleichartige Fragen mehrfach 
und in verschiedenen Gesetzen geregelt werden müssen, 
z. B. der Erwerb und Verlust des Eigentumsrechte, die 
Hauptpflichten des Käufers und des Verkäufers usw., 
während eine ganze Reihe anderer Fragen nicht aus­
drücklich geregelt sein werden, z. B. unerlaubte Hand­
lung und ungerechtfertigte Bereicherung zwischen sozia­
listischen Organisationen. Dies sei nicht so problema­
tisch, wie es auf den ersten Blick scheinen mag, da die 
gleichartigen Regelungen ja entsprechend den ver­
schiedenen Formen des Eigentums auch ihre Besonder­
heiten haben, so daß ihre Wiederholung in verschiede­
nen Gesetzen geboten ist. Soweit die Gesetze Lücken 
enthalten, können jederzeit ergänzende Rechtsnormen 
erlassen werden; so könnten z. B. die Fragen der 
ungerechtfertigten Bereicherung zwischen sozialistischen 
Organisationen in einer das Vertragsgesetz ergänzenden 
Verordnung geregelt weiden.

Im Anschluß an das Referat von Such, das eine Kille 
von Gedanken und praktischen Vorschlägen für die in­
haltliche Gestaltung des ZGB enthielt, behandelte 
Prof. Dr. K le i n e in seinem Korreferat eine mehr 
theoretische Frage. Er wandte sich gegen die im Lehr­
buch „Zivilrecht, Allgemeiner Teil“ (Berlin 1958,
2. Aufl., S. 19) enthaltene Konzeption, wonach „der Um­
fang der Verhältnisse, die vom Zivilrecht geregelt 
werden, von dem Wirkungsbereich des Wertgesetzes be­
stimmt wird“, und stellte dem die These entgegen, daß 
das Wertgesetz — obwohl bei uns zweifellos eine 
objektiv wirkende Realität — nicht als Kriterium für 
die Festlegung derjenigen gesellschaftlichen Verhält­
nisse genommen werden darf, die von einem Rechte­
zweig geregelt werden. Da in unserer Gesellschafts­
ordnung die Verteilung der Arbeit und der Produk­
tionsmittel auf Grund des Gesetzes der planmäßigen, 
proportionalen Entwicklung der Volkswirtschaft erfolgt, 
müsse konsequenterweise auch bei der Gesetzgebung, 
d. h. bei der Regelung der Verhältnisse der sozia­
listischen Wirtschaft, von diesem ökonomischen Gesetz 
ausgegangen werden.

Daraus ergibt sich, daß im ZGB diejenigen Verhält­
nisse, die mit dem Gesetz der planmäßigen, propor­
tionalen Entwicklung der Volkswirtschaft unmittelbar 
verbunden sind, nicht geregelt werden können. In Über­
einstimmung mit Such legte Kleine deshalb ab­
schließend dar, daß bei der Festlegung der Verhältnisse, 
die vom ZGB geregelt werden, vom persönlichen 
Eigentum auszugehen sei, dessen Existenz und Umfang 
in der DDR das Wirken des ökonomischen Grund­
gesetzes des Sozialismus zum Ausdruck bringen.

In der an die beiden Referate anschließenden mehr­
stündigen Diskussion ging es bei aller Einigkeit über 
die von Such vorgetragene Konzeption von der 
Trennung des Wirtschafterechts vom Zivilrecht — im 
wesentlichen immer wieder um die Grundfrage nach 
der Funktion und nach Umfang und Abgrenzung eines 
künftigen ZGB sowie um die damit zusammenhängende 
Frage: Soll das ZGB — wie das BGB — einen Allge­
meinen Teil enthalten, dessen Bestimmungen für alle 
anderen Rechtegebiete anwendbar sind?

Im Gegensatz zu Kleine, der in seinem Korreferat 
den Gegenstand des ZGB vom ökonomischen Grund­
gesetz des Sozialismus her zu begründen versuchte, 
hielt Prof. Dr. P o s c h  (Universität Jena) diesen 
theoretischen Ausgangspunkt für verfehlt. Er stellte 
die politische Aufgabe dieses Gesetzes — die Bewußt­
seinsbildung der Bürger — in den Mittelpunkt und 
forderte, daß das ZGB nur solche Normen enthalten 
dürfe, die den Bürger angehen. Nach Poschs Meinung
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